	Private Kfz-Nutzung bei Unternehmern 

mit steuerfreien Umsätzen


Das Thema der privaten Kfz-Nutzung durch Unternehmer oder deren Angestellte stellt uns in der Praxis immer wieder vor neue Herausforderungen.

Die steuerliche Beurteilung ist bei einem Unternehmer, der der Regelbesteuerung unterworfen ist, relativ unproblematisch. Anders bei Unternehmern, die ausschließlich oder teilweise steuerfreie Umsätze ausführen.

Aus diesem Grund wird hier das Thema anhand der nachfolgenden Fallgestaltungen genauer unter die Lupe genommen und die unterschiedliche steuerliche Behandlung aufgezeigt. 

1.Private Verwendung durch den Unternehmer

Ausgangsfall:

Ein Arzt erbringt ausschließlich USt-freie Umsätze i. S. d. § 4 Nr. 14 UStG.

Lösung:

· Kein Vorsteuerabzug aus Anschaffung und laufenden Kfz-Kosten

· Private Kfz-Nutzung ist keine unentgeltliche Wertabgabe, da keine Berechtigung zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug vorliegt (§ 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG)

· Pkw-Eigenverbrauchsberechnung nur für ertragsteuerliche Zwecke
· Verkauf des Fahrzeuges ist USt-frei gem. § 4 Nr. 28 UStG

· Entnahme des Fahrzeuges ist nicht steuerbar gem. § 3 Abs. 1b S. 1 Nr. 1 UStG i. V. m. § 3 Abs. 1b S. 2 UStG

Variante 1:

Der Arzt erbringt sowohl USt-freie Umsätze i. S. d. § 4 Nr. 14 UStG als auch USt-pflichtige Umsätze (15.000,00 €).

Lösung:

· Arzt ist kraft Gesetz Kleinunternehmer für seine USt-pflichtigen Umsätze (§ 19 Abs. 1 UStG)

· USt-freie Umsätze sind bei der Berechnung der Umsatzgrenze nicht zu berücksichtigen (§ 19 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 UStG)

· Kein Vorsteuerabzug aus Anschaffung und laufenden Kfz-Kosten

· Private Kfz-Nutzung ist keine unentgeltliche Wertabgabe, da keine Berechtigung zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug vorliegt (§ 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG)

· Pkw-Eigenverbrauchsberechnung nur für ertragsteuerliche Zwecke 
· Umsatz aus der privaten Kfz-Nutzung ist bei der Ermittlung des Gesamtumsatzes i. S. d. § 19 UStG nicht zu berücksichtigen, da dieser Umsatz wegen fehlender Vorsteuerabzugsberechtigung nicht steuerbar ist.
· Verkauf des Fahrzeuges ist grundsätzlich USt-pflichtig (§ 4 Nr. 28 UStG greift nicht) -> USt wird aber aufgrund § 19 UStG nicht erhoben.

· Entnahme des Fahrzeuges ist nicht steuerbar gem. § 3 Abs. 1b S. 1 Nr. 1 UStG i. V. m. § 3 Abs. 1b S. 2 UStG

Variante 2:

Der Arzt optiert nach § 19 Abs. 2 UStG zur Regelbesteuerung oder die steuerpflichtigen Umsätze überschreiten die Umsatzgrenzen der Kleinunternehmerregelung.

Lösung:

· anteiliger Vorsteuerabzug aus Anschaffung und laufenden Kfz-Kosten möglich

· Private Kfz-Nutzung unterliegt als unentgeltliche Wertabgabe der Umsatzsteuer 

· 1%-Regel: 20 % ohne USt und 80 % mit USt (wie gewohnt)

· Keine Aufteilung der Umsatzsteuer im Verhältnis der USt-freien zu den USt-pflichtigen Umsätzen möglich
· Verkauf des Fahrzeuges unterliegt in vollem Umfang der Umsatzsteuer
· Entnahme des Fahrzeuges unterliegt in vollem Umfang der Umsatzsteuer, sofern der Vorsteuerabzug aus der Anschaffung möglich war (§ 3 Abs. 1b S. 1 Nr. 1 UStG i. V. m. § 3 (1b) S. 2 UStG)

2. Kfz-Überlassung an Arbeitnehmer

Ausgangsfall:

Ein Arzt erbringt ausschließlich USt-freie Umsätze i. S. d. § 4 Nr. 14 UStG.

Er überlässt einem Angestellten einen Dienstwagen zur privaten Nutzung. Der sich daraus ergebende geldwerte Vorteil beläuft sich auf 4.000,00 € im Jahr.

Lösung:

· Tauschähnlicher Umsatz liegt vor (Kfz gegen Arbeitsleistung)

· Überlassung an Arbeitnehmer = steuerbare und USt-pflichtige sonstige Leistung (keine Befreiung nach § 4 Nr. 28 UStG möglich)
· Arzt ist kraft Gesetz Kleinunternehmer für seine USt-pflichtigen Umsätze (§ 19 Abs. 1 UStG)

· USt-freie Umsätze sind bei der Berechnung der Umsatzgrenze nicht zu berücksichtigen (§ 19 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 UStG)

· Umsatzgrenze von 17.500,00 € wird durch die Kfz-Überlassung nicht überschritten

· Kein Vorsteuerabzug aus Anschaffung und laufenden Kfz-Kosten

· Umsatzsteuer aus der Kfz-Überlassung wird nicht geschuldet
· Verkauf des Fahrzeuges ist grundsätzlich USt-pflichtig (§ 4 Nr. 28 UStG greift nicht) -> USt wird aber aufgrund § 19 UStG nicht erhoben

· Entnahme des Fahrzeuges ist nicht steuerbar gem. § 3 Abs. 1b S. 1 Nr. 1 UStG i. V. m. § 3 Abs. 1b S. 2 UStG

Variante 1:

Der Arzt erbringt sowohl USt-freie Umsätze i. S. d. § 4 Nr. 14 UStG als auch USt-pflichtige Umsätze (15.000,00 €).

Er überlässt einem Angestellten einen Dienstwagen zur privaten Nutzung. Der sich daraus ergebende geldwerte Vorteil beläuft sich auf 4.000,00 € im Jahr.

Lösung:

· Tauschähnlicher Umsatz liegt vor (Kfz gegen Arbeitsleistung)

· Überlassung an Arbeitnehmer = steuerbare und USt-pflichtige sonstige Leistung (keine Befreiung nach § 4 Nr. 28 UStG möglich)
· Umsatzgrenze gem. § 19 Abs. 1 UStG (17.500,00 €) wird überschritten (15.000,00 € + 4.000,00 € = 19.000,00 €)
· Keine Anwendung der Kleinunternehmerregelung möglich
· anteiliger Vorsteuerabzug aus Anschaffung und laufenden Kfz-Kosten möglich

· Umsatzsteuer aus der Kfz-Überlassung wird vom Unternehmer geschuldet
· Verkauf des Fahrzeuges unterliegt in vollem Umfang der Umsatzsteuer
· Entnahme des Fahrzeuges unterliegt in vollem Umfang der Umsatzsteuer, sofern der Vorsteuerabzug aus der Anschaffung möglich war (§ 3 Abs. 1b S. 1 Nr. 1 UStG i. V. m. § 3 Abs. 1b S. 2 UStG)

Variante 2:

Der Arzt erbringt sowohl USt-freie Umsätze i. S. d. § 4 Nr. 14 UStG als auch USt-pflichtige Umsätze (15.000,00 €).

Er überlässt einem Angestellten einen Dienstwagen zur privaten Nutzung. Der sich daraus ergebende geldwerte Vorteil beläuft sich auf 4.000,00 € im Jahr.

Der Arzt optiert nach § 19 Abs. 2 UStG zur Regelbesteuerung.

Lösung:

· Tauschähnlicher Umsatz liegt vor (Kfz gegen Arbeitsleistung)

· Überlassung an Arbeitnehmer = steuerbare und USt-pflichtige sonstige Leistung (keine Befreiung nach § 4 Nr. 28 UStG möglich)
· anteiliger Vorsteuerabzug aus Anschaffung und laufenden Kfz-Kosten möglich

· Umsatzsteuer aus der Kfz-Überlassung wird vom Unternehmer geschuldet
· Verkauf des Fahrzeuges unterliegt in vollem Umfang der Umsatzsteuer
· Entnahme des Fahrzeuges unterliegt in vollem Umfang der Umsatzsteuer, sofern der Vorsteuerabzug aus der Anschaffung möglich war (§ 3 Abs. 1b S. 1 Nr. 1 UStG i. V. m. § 3 Abs. 1b S. 2 UStG)

3. Fazit

Auch im Bereich der umsatzsteuerbefreiten Umsätze führt die Kfz-Überlassung an Arbeitnehmer grundsätzlich zu umsatzsteuerpflichtigen Umsätzen.

Insbesondere Unternehmer, die bereits die Kleinunternehmerregelung anwenden (z. B. Physiotherapeuten, Versicherungs- und Finanzmakler) können dadurch gegebenenfalls die Umsatzgrenzen des § 19 Abs. 3 UStG überschreiten.

Bei Unternehmern mit steuerbefreiten Umsätzen, für die eine Umsatzsteuererklärung (Anlage UR) abgegeben wird und die eine Kfz-Überlassung an Arbeitnehmer haben, sind daher in der Erklärung zwingend die Umsatzgrenzen für den Kleinunternehmer auszufüllen.

Damit wird dem Finanzamt angezeigt, dass man die, kraft Gesetz, geltende Kleinunternehmerregelung anwendet und nicht darauf verzichtet. Unterbleibt diese Angabe, kann das Finanzamt im Zweifel von einer Option zur Regelbesteuerung ausgehen, so dass die Umsatzsteuer aus der Kfz-Überlassung an das Finanzamt abzuführen wäre.

4. Hinweis für DATEV-Nutzer

Bei der Programmverbindung vom Kanzlei-Rechnungswesen zur Umsatzsteuer kann man zwischen „Kontenwerten“ und „Einzelbuchungen“ auswählen.

Wurde das Konto 8195 (Erlöse Kleinunternehmer) bebucht, ist darauf zu achten, dass die Übergabe als Kontenwerte erfolgt. Nur dann werden die Werte ordnungsgemäß in die Umsatzsteuererklärung übertragen. Bei der Einstellung Einzelbuchungen erfolgt keine Übergabe.

Bei der Verwendung von individuellen Steuerschlüsseln (z. B. bei § 13b-Sachverhalten) ist die Übergabe mit Einzelbuchungen durchzuführen. Ansonsten wird die Umsatzsteuer nach § 13b UStG nicht in die Umsatzsteuererklärung übertragen und es kommt zu Abstimmdifferenzen. Die Kleinunternehmererlöse sind dann manuell in der Steuererklärung zu ergänzen.
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